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Inhaltlicher Bezug

zu Punkt A.
Allgemeines 1.

zu Punkt A.
Allgemeines 2.

zu Punkt B. Struktur
Informator. Teil des
Fahrplans 3.

Stellungnahme einfiigen

Es ist eine zweckméaRige Klarstellung, dass die
Errichtung von Wasserstoffinfrastrukturen auf
Verteilernetzebene auch ohne Fahrplan rechtlich
zulassig ist. 8 71k GEG enthéalt iber den Einbau
von H2-ready Heizungen hinaus keine
regulatorischen Vorgaben zum Betrieb von
Wasserstoffnetzen.

Zu begrif3en ist, dass der Festlegungsentwurf
gegenuber dem Eckpunktepapier nicht mehr
grundsatzlich fordert, dass der Fahrplan mit der
kommunalen Warmeplanung Ubereinstimmen
muss. Hilfreich ist die Feststellung, dass mehrere
Wasserstoffnetzausbaugebiete innerhalb der
Zustandigkeit derselben nach Landesrecht fir die
Warmeplanung zustandigen Stelle in einem
Fahrplan zusammengefasst werden kénnen.
Zugleich sind weitere 6rtliche Einschrankungen
aber nicht angezeigt, insbesondere kann der
Fahrplan auch MalRnahmen betreffen, die nur zum
Teil innerhalb eines in der Warmeplanung
ausgewiesenen Wasserstoffnetzausbaugebiets (8
26 WPG) liegen (wobei nur innerhalb gelegene
Anschlussnehmer Rechte aus 8 71k GEG
herleiten kdbnnen). Ebenso kbnnen zwei
verschiedene Fahrplane MalRnahmen betreffen,
die innerhalb eines Wasserstoffnetzausbaugebiets
liegen. Trotz Einteilung in ein Gebiet nach der
Bestands- und Potentialanalyse (88 15 f. WPG)
kénnen die planerischen Bedurfnisse
unterschiedliche Fahrplane rechtfertigen. Inhalte
aus der kommunalen Warmeplanung dirfen nicht
zu notwendigen Inhalten eines Fahrplans gemacht
werden.

Die Ziffer ist ersatzlos zu streichen (-> A.4). Die
Rechtswirkung einer Verbindlichkeitserklarung in
Bezug auf einen bindenden Vertrag ist nicht klar.
Die einreichenden Stellen mussen eine
Verbindlichkeit zusichern, die gar nicht zugesichert
werden kann (z.B. hinsichtlich der Dauer der
Versorgungsunterbrechung oder des Endes der
Belieferung mit Erdgas). Eine
Verbindlichkeitserklarung kann nicht formuliert
werden konnte, ohne dass sie in Richtung
Zusicherung/Garantie ausgelegt werden konnte.




Inhaltlicher Bezug

zu Punkt C. Struktur
Planer. Teil des
Fahrplans 1.

zu Punkt C. Struktur
Planer. Teil des
Fahrplans 3. b)

zu Punkt C. Struktur
Planer. Teil des
Fahrplans 3. ¢)

zu Punkt C. Struktur
Planer. Teil des
Fahrplans 4. a)

Stellungnahme einfiigen

Positiv ist, dass Ausweitungen des
Umstellungsgebiets auch nach Ablauf der Frist des
30.6.2028 maglich ist und auch die daftr
genannten Grinde sind Uberzeugend. Gleichwohl
dirfen die Anforderung ein spatere Ausweitungen
des Umstellungsgebiets nicht zu streng gesetzt
werden. In den Fokus geruckt werden vor allem
Verbraucherschutzargumente. Eine Ausweitung
kann sich aber auch aus Klimaschutzerwéagungen
heraus ergeben, wenn den Anlagenbetreibern
entgegen ursprunglichen Planungen keine
anderen, wirtschatftlich vertretbaren
GEG-konformen Versorgungsoptionen zur
Verfligung stehen (Beispiel: ein urspringlich
geplantes Fernwarmenetz wird doch nicht
errichtet). Klimaschutzbelange sind die
maldgebliche Zielsetzung des GEG, ein moglicher
Konflikt mit Verbraucherschutzbelangen muss und
kann aufgelost werden.

Sinnvoll ist die Klarstellung in den Erwégungen,
dass der Umstellungszeitpunkt nur so genau wie
maoglich angegeben werden muss und sich daran
(regulare) Anderungen ergeben kénnen. Die
BNetzA erkennt, dass es eine nicht sicher
prognostizierbare Angabe ist, die von
verschiedenen Faktoren abhangt, die auch
aul3erhalb der Verantwortlichkeit der
einreichenden Stellen liegen kbnnen. Der
Widerspruch zur Festlegung unter A.4, dass der
Fahrplan ohne Bezug auf konkrete Aussagen
.nsgesamt verbindlich” sei, ist offensichtlich.

Aus Grunden der Versorgungssicherheit ist es
zweckmalig, dass die Moglichkeit einer zeitweisen
Parallelversorgung mit sowohl Wasserstoff als
auch Erdgas klargestellt wird.

Die Vorgabe einer Betrachtung der prognostischen
Entwicklung wurde unserer Auffassung nach
bereits im informellen Verfahren zurecht kritisiert
und ist ersatzlos zu streichen. Wir erkennen, dass
keine verbindliche Zusicherung der ausreichenden
Wasserstoff-Erhéaltlichkeit samt entsprechender
Nachweise mehr verlangt wird. Aber auch eine
plausible Prognose ist zu weitreichend.
(Fortsetzung nachste Seite)




Inhaltlicher Bezug

zu Punkt C. Struktur
Planer. Teil des
Fahrplans 4. b)
zu Punkt C. Struktur
Planer. Teil des
Fahrplans 4. c)

zu Punkt C. Struktur
Planer. Teil des
Fahrplans 5. a)

zu Punkt C. Struktur
Planer. Teil des
Fahrplans 5. d)

Stellungnahme einfiigen

Ein Prognoseerfordernis geht ohne
Uberzeugenden Grund Uber die gesetzlichen
Anforderungen und die Prifungskompetenz der
BNetzA hinaus, die nur verlangen, dass ,der
Fahrplan in Ubereinstimmung mit den
Netzentwicklungsplanen der Fernleitungsebene
stehen oder der Gasverteilnetzbetreiber darlegen
(muss), wie vor Ort ausreichend Wasserstoff
produziert und gespeichert werden kann*. Bei
Ubereinstimmung mit den Netzentwicklungsplanen
oder bei Darlegung der lokalen
Wasserstoffverfigbarkeit ist die Frage der
Verfligbarkeit offensichtlich als im Rahmen der
Plausibilisierung abschlieend nachgewiesen
anzusehen. Die Gesetzesvorgabe wird um ein
Erfordernis aus dem Aufgabenbereich der
Lieferanten verscharft. Unklar ist daneben die
Rechtsfolge einer nach Prifung der BNetzA
,unglnstigen“ Prognose.

Uber die Prognose nach lit. a) hinausgehende
Darlegungen sind mit § 71k GEG nicht zu
begrinden.

Gesetzlicher Mal3stab fur die Genehmigung eines
Fahrplans ist seine Plausibilitat. Formulierungen
wie ,sind zu begrinden® entsprechen dem nicht
und sind im Rahmen einer Plausibilisierung viel zu
weitreichend. Stattdessen sollte formuliert werden:
,Die in der Prognose dargestellten Entwicklungen
sind auf sachgerechte Erwagungen zu stitzen, die
die Prognose plausibel erscheinen lassen.”

Es ist zweckmalig, dass die BNetzA
Verschiebungen bei den Zwischenschritten und
der Versorgungsunterbrechung akzeptieren will.
Dabei weisen wir darauf hin, dass die baulichen
und technischen Maflinahmen nicht aus
Fokussierung auf Verbraucherschutzaspekten zu
kleinteilig und ausftihrlich angegeben werden
sollten.

Zwischenschritte und Meilensteine eines sich
fortentwickelnden, planerischen Prozesses kdnnen
nicht verbindlich sein. Das ware allerdings die
Konsequenz, wenn im allgemeinen Teil unter A.4
die insgesamte Verbindlichkeit des Fahrplans
festgelegt wird.




Inhaltlicher Bezug

zu Punkt C. Struktur
Planer. Teil des
Fahrplans 6.

zu Punkt C. Struktur
Planer. Teil des
Fahrplans 7. a)

zu Punkt C. Struktur
Planer. Teil des
Fahrplans 7. b)

zu Punkt C. Struktur
Planer. Teil des
Fahrplans 7. d)

Stellungnahme einfiigen

Eine Beurteilung der Minderung der
Treibhausgasemissionen oder der Einhaltung der
Klimaschutzziele ist fir Netzbetreiber mangels
Datenlage nicht méglich. Hier sollte ein Verweis
auf die nach Landesrecht fur die Warmeplanung
zustandigen Stellen ausreichen. Die Erwagungen
gehen davon aus, dass nur Daten erforderlich
sind, die der zustandigen Stelle infolge der
kommunalen Warmeplanung bereits vorliegen und
dass diese sich langst mit den Klimaschutzzielen
auseinandergesetzt hat.

Wir erkennen an, dass eine weitreichende Freiheit
bei der Ausgestaltung der Businessplane
eingeraumt werden soll. Angesichts der
wirtschaftlichen Ungewissheit in Bezug auf den
Wasserstoffmarkt ist das auch dringend
erforderlich. Soweit nun eine
Beschaffungsstrategie gefordert wird, verkennt
dies die Aufgabe eines Infrastrukturbetreibers.

Ein Investitionsplan mit 2- bis 3-jahrigen
Meilensteinen entspricht der gesetzlichen Vorgabe
in 8 71k Abs. 2 GEG. Eine Darlegung der
konkreten Kosten der Versorgungsumstellung
sowie der Umrlstung und des Austauschs der
nicht umristbaren Verbrauchsgerate ist im
Zeitpunkt der Fahrplanerstellung mangels
Bekanntheit jedoch nicht mdglich. Es ist
Uberzeugend, dass die BNetzA das anerkennt und
nur eine Darlegung verlangt, wie die
Kostentragung ausgestaltet werden soll.

Eine transparente Darlegung maglicher
Kostenrisiken Gberspannt die gesetzlichen
Anforderungen in § 71k Abs. 1 Nr. 2b) GEG und
die Fokussierung auf den Verbraucherschutz.
Unser Unternehmen sieht, dass nicht mehr der
Nachweis der 6konomischsten
Versorgungsalternative gefordert wird. Gleichwohl
geht auch der Vergleich unterschiedlicher
Optionen auf Vollkostenbasis deutlich Gber die
Vorgaben des GEG hinaus. Als Ziel und Mal3stab
der Wirtschatftlichkeitsberechnung greift der
Entwurf systemwidrig auf Vorgaben des WPG und
seiner Gesetzesbegriindung zurtck.




Inhaltlicher Bezug

zu Punkt D.
Nachweise 3. a)

zu Punkt D.
Nachweise 3. b)

zu Punkt D.
Nachweise 6.
zu Punkt E.
Format 5. b)

zu Punkt F.
Prifmethodik 2.

Stellungnahme einfiigen

Angesichts der engen zeitlichen Vorgaben und der
Gefahr faktischer Fristverkiirzungen ist es sinnvoll,
dass die Regelung eine zeitliche Flexibilisierung
vorsieht, indem der geforderte Auszug aus dem
Netzentwicklungsplan innerhalb der ersten
Uberprufung des Fahrplans nachgereicht werden
kann.

Es ist gesetzliche Vorgabe, dass der
Gasverteilernetzbetreiber darlegt, wie vor Ort
ausreichend Wasserstoff produziert und
gespeichert werden kann. Die Darlegung einer
gesicherten Wasserstoffversorgung ist gesetzlich
nicht vorgesehen. Nach dem Gesetz ist die
Darlegung auch nur erforderlich, wenn der
Fahrplan nicht bereits in Ubereinstimmung mit den
Netzentwicklungsplanen der
Fernleitungsnetzebene steht.

Es ist zweckmalig, Klarstellungen vorzunehmen,
um mdoglichen Ausuferungen vorzubeugen.

Die Verdoffentlichung des Fahrplans ist gesetzliche
Vorgabe. Es ist zur Wahrung von
Geschéftsgeheimnissen forderlich, dass anders
als noch im Eckpunktepapier die Veroffentlichung
der Antragsunterlagen mit Anhangen und allen
Bestandteilen nicht mehr vorgesehen wird.

Die Klarstellung, dass der Fahrplan bis zum
30.06.2028 eingereicht, aber nicht genehmigt sein
muss, wird begruf3t.
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	Stellungnahme einfügen 1: Es ist eine zweckmäßige Klarstellung, dass die Errichtung von Wasserstoffinfrastrukturen auf Verteilernetzebene auch ohne Fahrplan rechtlich zulässig ist. § 71k GEG enthält über den Einbau von H2-ready Heizungen hinaus keine regulatorischen Vorgaben zum Betrieb von Wasserstoffnetzen.
Zu begrüßen ist, dass der Festlegungsentwurf gegenüber dem Eckpunktepapier nicht mehr grundsätzlich fordert, dass der Fahrplan mit der kommunalen Wärmeplanung übereinstimmen muss. Hilfreich ist die Feststellung, dass mehrere Wasserstoffnetzausbaugebiete innerhalb der Zuständigkeit derselben nach Landesrecht für die Wärmeplanung zuständigen Stelle in einem Fahrplan zusammengefasst werden können. Zugleich sind weitere örtliche Einschränkungen aber nicht angezeigt, insbesondere kann der Fahrplan auch Maßnahmen betreffen, die nur zum Teil innerhalb eines in der Wärmeplanung ausgewiesenen Wasserstoffnetzausbaugebiets (§ 26 WPG) liegen (wobei nur innerhalb gelegene Anschlussnehmer Rechte aus § 71k GEG herleiten können). Ebenso können zwei verschiedene Fahrpläne Maßnahmen betreffen, die innerhalb eines Wasserstoffnetzausbaugebiets liegen. Trotz Einteilung in ein Gebiet nach der Bestands- und Potentialanalyse (§§ 15 f. WPG) können die planerischen Bedürfnisse unterschiedliche Fahrpläne rechtfertigen. Inhalte aus der kommunalen Wärmeplanung dürfen nicht zu notwendigen Inhalten eines Fahrplans gemacht werden.
Die Ziffer ist ersatzlos zu streichen (-> A.4). Die Rechtswirkung einer Verbindlichkeitserklärung in Bezug auf einen bindenden Vertrag ist nicht klar. Die einreichenden Stellen müssen eine Verbindlichkeit zusichern, die gar nicht zugesichert werden kann (z.B. hinsichtlich der Dauer der Versorgungsunterbrechung oder des Endes der Belieferung mit Erdgas). Eine Verbindlichkeitserklärung kann nicht formuliert werden könnte, ohne dass sie in Richtung Zusicherung/Garantie ausgelegt werden könnte.
	Stellungnahme einfügen 2: Positiv ist, dass Ausweitungen des Umstellungsgebiets auch nach Ablauf der Frist des 30.6.2028 möglich ist und auch die dafür genannten Gründe sind überzeugend. Gleichwohl dürfen die Anforderung ein spätere Ausweitungen des Umstellungsgebiets nicht zu streng gesetzt werden. In den Fokus gerückt werden vor allem Verbraucherschutzargumente. Eine Ausweitung kann sich aber auch aus Klimaschutzerwägungen heraus ergeben, wenn den Anlagenbetreibern entgegen ursprünglichen Planungen keine anderen, wirtschaftlich vertretbaren GEG-konformen Versorgungsoptionen zur Verfügung stehen (Beispiel: ein ursprünglich geplantes Fernwärmenetz wird doch nicht errichtet). Klimaschutzbelange sind die maßgebliche Zielsetzung des GEG, ein möglicher Konflikt mit Verbraucherschutzbelangen muss und kann aufgelöst werden.
Sinnvoll ist die Klarstellung in den Erwägungen, dass der Umstellungszeitpunkt nur so genau wie möglich angegeben werden muss und sich daran (reguläre) Änderungen ergeben können. Die BNetzA erkennt, dass es eine nicht sicher prognostizierbare Angabe ist, die von verschiedenen Faktoren abhängt, die auch außerhalb der Verantwortlichkeit der einreichenden Stellen liegen können. Der Widerspruch zur Festlegung unter A.4, dass der Fahrplan ohne Bezug auf konkrete Aussagen „insgesamt verbindlich“ sei, ist offensichtlich.
Aus Gründen der Versorgungssicherheit ist es zweckmäßig, dass die Möglichkeit einer zeitweisen Parallelversorgung mit sowohl Wasserstoff als auch Erdgas klargestellt wird.
Die Vorgabe einer Betrachtung der prognostischen Entwicklung wurde unserer Auffassung nach bereits im informellen Verfahren zurecht kritisiert und ist ersatzlos zu streichen. Wir erkennen, dass keine verbindliche Zusicherung der ausreichenden Wasserstoff-Erhältlichkeit samt entsprechender Nachweise mehr verlangt wird. Aber auch eine plausible Prognose ist zu weitreichend. (Fortsetzung nächste Seite)
	Stellungnahme einfügen 3: Ein Prognoseerfordernis geht ohne überzeugenden Grund über die gesetzlichen Anforderungen und die Prüfungskompetenz der BNetzA hinaus, die nur verlangen, dass „der Fahrplan in Übereinstimmung mit den Netzentwicklungsplänen der Fernleitungsebene stehen oder der Gasverteilnetzbetreiber darlegen (muss), wie vor Ort ausreichend Wasserstoff produziert und gespeichert werden kann“. Bei Übereinstimmung mit den Netzentwicklungsplänen oder bei Darlegung der lokalen Wasserstoffverfügbarkeit ist die Frage der Verfügbarkeit offensichtlich als im Rahmen der Plausibilisierung abschließend nachgewiesen anzusehen. Die Gesetzesvorgabe wird um ein Erfordernis aus dem Aufgabenbereich der Lieferanten verschärft. Unklar ist daneben die Rechtsfolge einer nach Prüfung der BNetzA „ungünstigen“ Prognose.
Über die Prognose nach lit. a) hinausgehende Darlegungen sind mit § 71k GEG nicht zu begründen.
Gesetzlicher Maßstab für die Genehmigung eines Fahrplans ist seine Plausibilität. Formulierungen wie „sind zu begründen“ entsprechen dem nicht und sind im Rahmen einer Plausibilisierung viel zu weitreichend. Stattdessen sollte formuliert werden: „Die in der Prognose dargestellten Entwicklungen sind auf sachgerechte Erwägungen zu stützen, die die Prognose plausibel erscheinen lassen.“
Es ist zweckmäßig, dass die BNetzA Verschiebungen bei den Zwischenschritten und der Versorgungsunterbrechung akzeptieren will. Dabei weisen wir darauf hin, dass die baulichen und technischen Maßnahmen nicht aus Fokussierung auf Verbraucherschutzaspekten zu kleinteilig und ausführlich angegeben werden sollten.
Zwischenschritte und Meilensteine eines sich fortentwickelnden, planerischen Prozesses können nicht verbindlich sein. Das wäre allerdings die Konsequenz, wenn im allgemeinen Teil unter A.4 die insgesamte Verbindlichkeit des Fahrplans festgelegt wird.
	Stellungnahme einfügen 4: Eine Beurteilung der Minderung der Treibhausgasemissionen oder der Einhaltung der Klimaschutzziele ist für Netzbetreiber mangels Datenlage nicht möglich. Hier sollte ein Verweis auf die nach Landesrecht für die Wärmeplanung zuständigen Stellen ausreichen. Die Erwägungen gehen davon aus, dass nur Daten erforderlich sind, die der zuständigen Stelle infolge der kommunalen Wärmeplanung bereits vorliegen und dass diese sich längst mit den Klimaschutzzielen auseinandergesetzt hat.
Wir erkennen an, dass eine weitreichende Freiheit bei der Ausgestaltung der Businesspläne eingeräumt werden soll. Angesichts der wirtschaftlichen Ungewissheit in Bezug auf den Wasserstoffmarkt ist das auch dringend erforderlich. Soweit nun eine Beschaffungsstrategie gefordert wird, verkennt dies die Aufgabe eines Infrastrukturbetreibers.
Ein Investitionsplan mit 2- bis 3-jährigen Meilensteinen entspricht der gesetzlichen Vorgabe in § 71k Abs. 2 GEG. Eine Darlegung der konkreten Kosten der Versorgungsumstellung sowie der Umrüstung und des Austauschs der nicht umrüstbaren Verbrauchsgeräte ist im Zeitpunkt der Fahrplanerstellung mangels Bekanntheit jedoch nicht möglich. Es ist überzeugend, dass die BNetzA das anerkennt und nur eine Darlegung verlangt, wie die Kostentragung ausgestaltet werden soll.
Eine transparente Darlegung möglicher Kostenrisiken überspannt die gesetzlichen Anforderungen in § 71k Abs. 1 Nr. 2b) GEG und die Fokussierung auf den Verbraucherschutz.
Unser Unternehmen sieht, dass nicht mehr der Nachweis der ökonomischsten Versorgungsalternative gefordert wird. Gleichwohl geht auch der Vergleich unterschiedlicher Optionen auf Vollkostenbasis deutlich über die Vorgaben des GEG hinaus. Als Ziel und Maßstab der Wirtschaftlichkeitsberechnung greift der Entwurf systemwidrig auf Vorgaben des WPG und seiner Gesetzesbegründung zurück.

	Stellungnahme einfügen 5: Angesichts der engen zeitlichen Vorgaben und der Gefahr faktischer Fristverkürzungen ist es sinnvoll, dass die Regelung eine zeitliche Flexibilisierung vorsieht, indem der geforderte Auszug aus dem Netzentwicklungsplan innerhalb der ersten Überprüfung des Fahrplans nachgereicht werden kann. 
Es ist gesetzliche Vorgabe, dass der Gasverteilernetzbetreiber darlegt, wie vor Ort ausreichend Wasserstoff produziert und gespeichert werden kann. Die Darlegung einer gesicherten Wasserstoffversorgung ist gesetzlich nicht vorgesehen. Nach dem Gesetz ist die Darlegung auch nur erforderlich, wenn der Fahrplan nicht bereits in Übereinstimmung mit den Netzentwicklungsplänen der Fernleitungsnetzebene steht.
Es ist zweckmäßig, Klarstellungen vorzunehmen, um möglichen Ausuferungen vorzubeugen.
Die Veröffentlichung des Fahrplans ist gesetzliche Vorgabe. Es ist zur Wahrung von Geschäftsgeheimnissen förderlich, dass anders als noch im Eckpunktepapier die Veröffentlichung der Antragsunterlagen mit Anhängen und allen Bestandteilen nicht mehr vorgesehen wird.
Die Klarstellung, dass der Fahrplan bis zum 30.06.2028 eingereicht, aber nicht genehmigt sein muss, wird begrüßt.


